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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2023 von der Rechtswis-
senschaftlichen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster als Dis-
sertation angenommen. Literatur und Rechtsprechung sind imWesentlichen auf dem
Stand von Juli 2023.

Zunächst bin ich meinemDoktorvater Herrn Professor Dr. Clemens Höpfner zum
Dank verpflichtet, an dessen Lehrstuhl ich in der Entstehungszeit dieser Dissertation
als wissenschaftliche Mitarbeiterin tätig war. Herrn Professor Dr. Matthias Casper
danke ich gleichermaßen für die rasche Erstellung des Zweitgutachtens.

Meine Zeit am Institut für Arbeits-, Sozial- und Wirtschaftsrecht werde ich vor
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sind Freunde geworden, mit denen ich nicht nur viele bereichernde Fachgespräche
führen, sondern auch unzählige heitere Momente erleben durfte. Dies gilt in be-
sonderem Maße für meinen langjährigen Bürokollegen, Herrn Dr. Sebastian Friese,
der nicht nur mein liebster Diskussionspartner ist, sondern auch ein guter Freund, der
mein Leben auf vielfältige Weise mit Humor und Intelligenz bereichert.

Für ihre warmherzige Freundschaft und unerschöpfliche Zuversicht danke ich
auch Herrn Akademischem Rat auf Zeit Dr. Jan Alexander Daum und Frau Dr. Jara
Streuer. Sie haben mir zudem den unbezahlbaren Freundschaftsdienst erwiesen,
diese Arbeit Korrektur zu lesen. Mein Dank gilt in diesem Zusammenhang auch
Herrn Dr. Thorben Eick, dessen unvergleichlicher Optimismus mir eine stete In-
spiration ist.

Meinen tief empfundenen Dank möchte ich Frau Richterin am Landgericht
ClaudiaKarreh aussprechen, diemich vonAnbeginnmeines Rechtsreferendariats als
Ausbilderin gleichermaßen gefördert und gefordert hat. Auf meinem Weg aus der
Wissenschaft in die juristische Praxis hat sie mich mit Geduld, Wohlwollen und
wertvollen Ratschlägen begleitet und auf diese Weise mein juristisches Selbstver-
ständnis nachhaltig geprägt.

Diese Dissertation beschließt nun ein prägendes Kapitel meines persönlichen und
akademischen Lebensweges. Meiner Familie sei daher in dem Bewusstsein gedankt,
dass ich diesen ohne ihre Unterstützung nicht beschreiten könnte. So danke ich
namentlich meiner Tante, Frau Angelika Frank, für das gewissenhafte Lektorat
dieser Arbeit und die kurzweiligen Gespräche.

Der größte Dank gebührt jedoch meinen Eltern, Frau Dr. med. Sabine und Herrn
Dr. med. Andreas Frank. Ihre bedingungslose Liebe und aufopfernde Unterstützung
sind mein steter Antrieb und Rückhalt zugleich. Mit ihrem unerschütterlichen



Vertrauen in mich und meine Fähigkeiten leisten sie einen unverzichtbaren Beitrag
zu all meinen Erfolgen und lassen mich jeden Selbstzweifel überwinden. Ihnen ist
diese Arbeit daher in ewiger Liebe und Dankbarkeit gewidmet.

Münster, im August 2023 Caroline Frank
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Einleitung und Gang der Untersuchung

Der Gewerkschaftsbegriff ist seit jeher streitig. Aufgrund der gesellschaftlich
exponierten Stellung der Gewerkschaften im Arbeitsleben, die längst über ihren
tarifrechtlichen Tellerrand hinausgewachsen ist, folgen aus diesen Unsicherheiten
mannigfaltige Probleme, vonwelchen eines durch die nachfolgendeArbeit vertieft in
den Blick genommen werden soll. Zweifellos ist hierbei in besonderem Maße re-
levant, inwiefern die Tariffähigkeit für den Gewerkschaftsbegriff konstitutiv ist.1

Insofern geht es insbesondere um die Konzeptionalität des einheitlichen Gewerk-
schaftsbegriffes, welcher ungeachtet ihres Betätigungsfeldes stets dieselben Vor-
aussetzungen an die Gewerkschaften stellt.2

In seinem Beschluss vom 15. Mai 2019 legte der 7. Senat des Bundesarbeitsge-
richtes den seit Jahrzehnten3 in ständiger Rechtsprechung verfestigten „einheitlichen
Gewerkschaftsbegriff“ erstmals auch dem MitbestG zugrunde.4 Dieser einheitliche
Gewerkschaftsbegriff findet seinen Ursprung in § 2 Abs. 1 TVG. Die sich aus dieser
tarifvertragsrechtlichen Prägung ergebenden Anforderungen an die Tariffähigkeit
sind nach Ansicht des Bundesarbeitsgerichtes erforderlich, um die für die Aus-
handlung von Tarifverträgen notwendige Parität der sozialen Gegenspieler sicher-
zustellen. Gewerkschaften in diesem Sinne seien daher tariffähige Arbeitnehmer-
vereinigungen.DieAnzahl derVerfahren, in denenGewerkschaften –meist aufgrund
von Klagen konkurrierender Gewerkschaften – die Tariffähigkeit aberkannt wurde,
ist groß.5

Doch auch außerhalb des Tarifrechtes geriert sich der Gewerkschaftsbegriff als
„Eintrittskarte“6 für die Vertretung der Arbeitnehmerbelange. In seinem für die
Rechtsordnung einheitlichen Begriffsverständnis überträgt das Bundesarbeitsgericht

1 Grundlegend Löwisch, ZfA 1970, 295, 299, der den Gewerkschaftsbegriff als „einen aus
der allgemeinen Vorstellung entnommenen Begriff“ ansieht. Ebenso Schüren, Legitimation
der tariflichen Normsetzung, S. 277.

2 Angedeutet bereits im betriebsverfassungsrechtlichen Kontext in BAG v. 23.4. 1971 – 1
ABR 26/70, AP ArbGG 1953 § 97 Nr. 2.

3 Erstmals nachweislich in BAG v. 6.7.1956 – 1 AZB 18/55, NJW 1956, 1332.
4 BAG v. 15.5. 2019 – 7 ABR 35/17, AP MitbestG § 22 Nr. 3.
5 Beispielhaft für die CGHB BAG v. 16.1. 1990 – 1 ABR 93/88, AP TVG § 2 Nr. 38; für

die CGBCE BAG v. 16.1.1990 – 1 ABR 10/89, AP TVG § 3 Nr. 39; für den BTÜ BAG v. 6.6.
2000 – 1 ABR 10/99, AP TVG § 2 Nr. 55; für den VGB im Rahmen des BetrVG BAG v. 19.9.
2006 – 1 ABR 53/05, AP BetrVG 1972 § 2 Nr. 5; für die CGZP BAG v. 14.12.2010 – 1 ABR
19/10, AP TVG § 2 Tariffähigkeit Nr. 6; jüngst BAG v. 22.6. 2021 – 1 ABR 28/20, AP TVG
§ 2 Tariffähigkeit Nr. 12.

6 So treffend Uffmann, ZIP 2020, 2051.



die Tariffähigkeitsvoraussetzungen einheitlich und ausnahmslos auf sämtliche
Rechtsnormen, in denen von Gewerkschaften die Rede ist. Die Gewerkschaftsrechte
des MitbestG stehen gem. §§ 7 Abs. 2, Abs. 5, 16 MitbestG den im Unternehmen
vertretenen Gewerkschaften zu. Eine entsprechende Legaldefinition des Gewerk-
schaftsbegriffes leistet das MitbestG nicht. Auch wird nicht ausdrücklich auf das
TVG als „Konkretisierungsreferenz“ verwiesen. Sieht man in der Idee des „ein-
heitlichen Gewerkschaftsbegriffes“ keinen systematischen und noch weniger einen
grammatikalischen Automatismus, wirft diese Regelung – ebenso wie damals § 2
Abs. 1 TVG – die Frage nach der Auslegung des Begriffes auf. Gegenstand dieser
Arbeit ist daher, unter dieser Prämisse den Inhalt des Gewerkschaftsbegriffes im
MitbestG zu bestimmen.

Kapitel 1 zeichnet zunächst das vorherrschende Begriffsverständnis im Sinne
einer Bestandsaufnahme nach. Hierzu wird zunächst das Begriffsverständnis des
Bundesarbeitsgerichtes dargestellt. Sodann wird der Gewerkschaftsbegriff als
Rechtsbegriff historisch beleuchtet und methodisch eingeordnet (Abschnitte B. und
C.). Auf dieser Grundlage wird in Abschnitt D. schließlich dessen Einheitlichkeit
kritisch hinterfragt

Um die aus diesem Teil der Untersuchung gewonnenen Erkenntnisse auf das
MitbestG und seinen Gewerkschaftsbegriff übertragen zu können, erfolgt in Kapi-
tel 2 sodann eine ausführliche Auseinandersetzung mit der Koalitions- und Mitbe-
stimmungsbewegung. In Abschnitt B. sollen von den vorab herausgearbeiteten
Unterschieden und Gemeinsamkeiten Rückschlüsse auf die Verknüpfung von Parität
undMitbestimmung imAllgemeinen geschlossen werden. Geht man davon aus, dass
die für den tarifvertraglichen Gewerkschaftsbegriff – nach Ansicht des Bundesar-
beitsgerichtes – konstitutive Tariffähigkeit eine Parität herstellen soll, und ist eine
solche für die Mitbestimmung grundsätzlich verfassungsrechtlich gefordert, so
könnte dies zunächst für eine entsprechende Übertragung des Gewerkschaftsbe-
griffes sprechen.

Aus diesem Grunde wird in Kapitel 3 Abschnitt A. I. der Inhalt der Koalitions-
freiheit analysiert. Dieser macht verbindliche Vorgaben für die einfachgesetzliche
Ausgestaltung der Unternehmensmitbestimmung durch das MitbestG (s. dazu Ab-
schnitt A. II.). Hier wird der Grundstein für eine funktionale Betrachtung der Ge-
werkschaften in nach dem MitbestG mitbestimmten Aufsichtsräten gelegt. Die
Voraussetzungen an den mitbestimmungsspezifischen Gewerkschaftsbegriff erge-
ben sich aus den ihnen vom einfachen Gesetzgeber übertragenen Rechten und
Pflichten, denen sie gerecht werden müssen. Hierüber soll die Analyse der ein-
fachgesetzlichen Mitbestimmungsregelungen des MitbestG in Abschnitt A. II.
Auskunft geben. Ausgehend hiervon kann sodann auch auf die Stellung und der
Schutz der Koalitionen aus Art. 9 Abs. 3 GG geschlossen werden (Abschnitt B.).

Kapitel 4 widmet sich der Auslegung des Gewerkschaftsbegriffes, wie er u. a. in
§§ 7 Abs. 2, 5 MitbestG verwandt wird. Die Auslegung folgt hierbei zunächst dem
klassischen Kanon der Auslegungsmittel in seiner subjektivistischen Prägung (Ab-
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schnitt A.). Daran schließt sich inAbschnitt B. eine verfassungskonformeAuslegung
an. Abschließend sollen über den so ausgelegten und bestimmten Begriff hinaus
zusätzliche Merkmale de lege ferenda erwogen werden (Abschnitt C.).
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